
 6 AZR 465/18 - Die Bezugnahme im Arbeitsvertrag auf
kirchliche Arbeitsrechtsregelungen genügt nicht zum Nachweis
einer Ausschlussfrist

Arbeitsrecht

Der Kläger war bei der beklagten katholischen Kirchengemeinde als Küster und Reinigungskraft beschäftigt.
Der Arbeitsvertrag nahm die Kirchliche Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) in Bezug. Diese sieht in §
57 eine sechsmonatige einstufige Ausschlussfrist vor. Der Kläger macht Differenzvergütungsansprüche
wegen angeblich fehlerhafter Eingruppierung geltend. Die Beklagte verweigert die Erfüllung dieser
Ansprüche unter Berufung auf die Ausschlussfrist. Der Kläger stellt die Wirksamkeit der Fristenregelung in
Abrede und verlangt hilfsweise Schadensersatz, den er ua. darauf stützt, dass ihm die Beklagte die
Ausschlussfrist nicht hinreichend nachgewiesen habe.

Das Landesarbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Die hiergegen gerichtete Revision des Klägers hatte vor
dem Sechsten Senat des Bundesarbeitsgerichts Erfolg.

Ein etwaiger Erfüllungsanspruch auf die Differenzvergütung wäre zwar verfallen, da die Inbezugnahme der
KAVO auch deren Ausschlussfrist umfasst und diese wirksam den Verfall von Entgeltansprüchen anordnet,
die wie vorliegend den gesetzlichen Mindestlohn übersteigen. Dem Kläger könnte jedoch ein
Schadensersatzanspruch wegen Verletzung des Nachweisgesetzes zustehen. Bei kirchlichen
Arbeitsrechtsregelungen handelt es sich um Allgemeine Geschäftsbedingungen, welche als „ähnliche
Regelungen“ nach dem Willen des Gesetzgebers nur im Anwendungsbereich des § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 bis
9 NachwG und § 2 Abs. 2 Nr. 2 und 3 NachwG sowie gemäß § 3 Satz 2 NachwG bei Änderungen der
kirchlichen Regelungen erleichterten Nachweismöglichkeiten unterliegen sollen. Der Nachweis der
Ausschlussfrist bei der Begründung des Arbeitsverhältnisses wird von diesen Erleichterungen nicht erfasst.
Mangels hinreichender Feststellungen des Landesarbeitsgerichts konnte der Senat allerdings nicht
abschließend entscheiden,ob dem Kläger die begehrte Eingruppierung zusteht und deshalb ein
Schadensersatzanspruch in Höhe der eingeklagten Differenzvergütung besteht. Er hat deshalb den
Rechtsstreit an das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen.
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